








durch den Nutzer (also an im Eigentum des Landes Berlin stehenden Baulichkeiten) soll bitte 
schön keine Gebrauchswerterhöhung für den Nutzer selbst verbunden sein. 

Der Mietvertrag soll auf unbestimmte Zeit abgeschlossen werden. Bereits diese Regelung 
bedeuf et, dass der Nutzer keinerlei Investitionssicherheit hat. denn der 
Grundstückseigentümer ist an keinerlei Frist zu Gebrauchsüberlassung gebunden. Dies wird 
noch ergönzt durch eine jederzeitige Kündungsmöglichkeit, die im kürzesten Fall nur 6 
Monate betrögt. Die Kündigungsmöglichkeit ist durch keinerlei Regelungen eingeschränkt, 
auch nicht auf Kündigungen aus wichtigem Grund. 

Bei jeder noch so kleinen Auseinandersetzung zwischen Nutzer und Grundstückseigentümer 
höngt der Nutzer am seidenen Faden, denn das Land Berlin kann jederzeit ohne Angabe von 
Gründen kündigen. Kein ein Erholungsgrundstück neu suchender Nutzer würde sich auf eine 
so weitgehende Regelung einlassen, die ihm nichts, aber dem Grundstückseigentümer alles 
gibt. Dem Nutzer eine solche Regelung anzutragen ist unmöglich, weil er dieses Grundstück 
bereits seit mehreren Jahren nutzt, dem Vornutzer i.d.R. für erhebliche Betröge die Aufbauten 
„abgekauft" hat und in der Zwangslage ist, entweder alles, was er bisher investiert hat, auf 
einen Schlag zu verlieren oder den vom Land Ber1in vorgeschlagenen Knebelvertrag zu 
unterzeichnen. Ich halte diese Vorgehensweise- egal ob sie so beabsichtigt ist-für unsittlich. 

Nach diesem Vertrag ist es dem Land Berlin jederzeit möglich, selbst das Anpflanzen eines 
Zierstrauches, welches ohne seine vorherige Zustimmung erfolgte, zum Anlass zu nehmen, um 
den Nutzer von der Parzelle zu jagen, selbst wenn dieser im Vertrauen auf die Bestöndigkeit 
des Vertrages hohe Bgeninvestitionen getötigt hat. 

Um keine Missverständnisse aufkommen zu lassen. Ich unterstelle dem Land Berlin und den für 
das Land handelnden Personen nicht, dass diese Möglichkeit mit Vertragsabschluss 
angestrebt wird, sie wird jedoch billigend in Kauf genommen. De jure besteht die Möglichkeit 
nach dem Vertrag; im Streit nützen dem Nutzer hehre entgegenstehende politische 
Absichtserklärungen nicht. 

Üblicherweise wird bei Erholungsverträgen eine mindestens 10-jöhrige Lauffrist vereinbart, 
gerade um dem Nutzer Investitionssicherheit zu geben. Auch eine nur 24 m2 große Laube 
kostet heute mehrere Tausend Euro und ich glaube nicht, dass das Land Ber1in die Vorstellung 
hat, diese „Mietverträge" nur mit den Besserverdienenden abzuschließen, die den Vertust von 
ein paar Tausend Euro locker verkraften können. 

Zur Qualitöt des das Nutzungsentgelt bestimmenden Gutachtens ist unter Ziff. 1 bereits 
ausgeführt worden. Wenn man die dort genannten Betröge einer vertraglichen Vereinbarung 
zugrunde legt, müssten erheblich mehr Rechte des Nutzers in der Nutzung der Parzelle 
bestehen, als in diesem „Mietvertrag" vorgeschlagen. 

Was die „Betriebskostenverordnung" im Vertrag soll, die für vermietete Wohn- und 
Gewerberäume gilt, bleibt unklar. So man die öffentlich-rechtlichen Lasten umlegen wollte, 
hötte man dies auch so bezeichnen können. 

Die Umlegung von „Anlieferbeiträgen" und „Anschlussgebühren" auf den Nutzer ist 
angesichts der o.g. jederzeitigen Kündbarkeit des Vertrages völlig unzulössig. Selbst das 
Bundesverfassungsgericht hat die Umlegbarkeit dieser Kosten auf Nutzer nach dem 
SchuldRAnpG nur für einen 10-Jahreszeitraum für zulässig erachtet. 

Die Mietanpassungsregelung in§ 6 des Vertrages ist ebenfalls maximal und ausschließlich an 
den Interessen des Grundstückseigentümers ausgerichtet. Wieso heißt der Paragraph 
„Mietanpassung", wenn es de facto nur um ein einseitiges Erhöhungsrecht des Vermieters 
geht? Eine Anpassung, falls die ortsübliche Miete absinkt, ist jedenfalls ausgeschlossen. Eine 
solche ein Recht des Vertragspartners fälschlicherweise suggerierende Bezeichnung findet 
man nur in Vertrögen dubioser Anbieter. Ich glaube auch hier nicht, dass sich die 
Textverfasser dessen bewusst waren. 
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